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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 2058 
Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als 

Aktenvortrag auszugeben. 

A. Mandantenbegehren: Der Mandant Marc Aslan (M) soll beraten werden, ob die gegen das Urteil des Amts-
gerichts (AG) Euskirchen vom 29.12.2020 eingelegte Revision Aussicht auf Erfolg hat.  
B. Zulässigkeit der Revision: Die Revision dürfte zulässig sein. 
I. Statthaftigkeit: Gem. § 335 StPO ist gegen amtsgerichtliche Urteile die Revision statthaft (Sprungrevision).  
II. Revisionsberechtigung/Beschwer: Nach §§ 296 I, 297 StPO ist M berechtigt, vertreten durch Rechtsan-
wältin Dr. Goldstein (V) Rechtsmittel einzulegen, und durch die Verurteilung auch beschwert. 
III. Ordnungsgemäße Revisionseinlegung: Die Revision dürfte form- und fristgerecht eingelegt worden sein. 
Gem. § 341 I StPO beträgt die Revisionseinlegungsfrist eine Woche und beginnt für den in der Hauptverhand-
lung anwesenden Angeklagten mit der Verkündung des Urteils. Das Urteil wurde am 29.12.2020 verkündet. Die 
Revisionseinlegungsfrist endete gem. § 43 I StPO mit Ablauf des 05.01.2021, mithin wahrte das von V unter-
schriebene Schreiben vom 29.12.2020, das am Folgetag beim zuständigen iudex a quo (Amtsgericht Euskir-
chen) einging, die Revisionseinlegungsfrist. 
IV. Ordnungsgemäße Revisionsbegründung: Die Revisionsbegründungsfrist, die gem. § 345 I 2 StPO einen 
Monat ab der – hier nach Ende der Revisionseinlegungsfrist erfolgten – Urteilszustellung gem. § 145a I StPO 
an V (26.01.2021) beträgt und daher am 26.02.2021 endet, kann im Bearbeitungszeitpunkt noch eingehalten 
werden.  
V. Kein Rechtsmittelverzicht: Ein Rechtsmittelverzicht des M ist nicht erfolgt. 
C. Begründetheit der Revision: Die Revision des M dürfte begründet sein. Die Revision ist begründet, wenn 
eine von Amts wegen (v.A.w.) zu prüfende Verfahrensvoraussetzung fehlt oder das angefochtene Urteil 
auf einer Gesetzesverletzung beruht (§ 337 I StPO). Eine Gesetzesverletzung liegt gem. § 337 II StPO vor, 
wenn Vorschriften des Verfahrensrechts oder des materiellen Rechts nicht richtig angewendet worden sind. 
I. Verfahrenshindernisse: 
1. Sachliche Zuständigkeit: Die sachliche Zuständigkeit des AG – Strafrichter – war nach dem Bearbeitungsvermerk zu unterstellen. 

2. Einstellung bzgl. der angeklagten Tat vom 07.05.2020: Die am 04.06.2020 erfolgte Einstellung des Ver-
fahrens hinsichtlich der angeklagten Tat vom 07.05.2020 – Falsche Verdächtigung in mittelbarer Täterschaft – 
nach § 153 I StPO dürfte der Verfolgung dieser Tat nicht entgegenstehen. Die Einstellung durch Gerichtsbe-
schluss nach § 153 II StPO würde analog § 153a I 5 StPO ein v.A.w. zu berücksichtigendes Verfahrenshindernis 
hinsichtlich der Verfolgung der von dieser Einstellung erfassten Tat als Vergehen darstellen. Demgegenüber 
kommt einer Einstellung nach § 153 I StPO kein auch nur begrenzter Strafklageverbrauch zu (BGH, Beschl. v. 
11.03.2020, 4 StR 307/19, Rn. 4 – juris; vgl. auch Meyer-Goßner/Schmitt, § 153 Rn. 37). Eine Wiederaufnahme 
kann aber gegen das Willkürverbot verstoßen, wenn kein sachlicher Grund vorliegt (vgl. BGH, a.a.O., Rn. 4 a.E.; 
vgl. auch Meyer-Goßner/Schmitt, a.a.O.). Eine Wiederaufnahme dürfte sich an den in § 153 StPO niedergeleg-
ten Kriterien, also der Schuld des Täters und dem öffentlichen Interesse an der Strafverfolgung, orientieren 
müssen. Hier hat die Staatsanwaltschaft das Verfahren nach dem Bekanntwerden konkreter Anhaltspunkte da-
für wiederaufgenommen, dass M intensiv auf den Zeugen Bollheim (B) einwirkte und ihm sogar Geld bot. Diese 
Aspekte dürften für ein größeres Maß an Schuld sprechen (vgl. § 46 StGB) und sachliche Gründe darstellen. 
II. Verfahrensrügen: Solche dürften nicht ersichtlich sein. 

III. Sachrüge: Die Sachrüge ist begründet, wenn die Urteilsfeststellungen keine tragfähige Grundlage für die 
rechtliche Prüfung bieten oder das Recht auf den festgestellten Sachverhalt nicht oder nicht richtig angewendet 
worden ist (Meyer-Goßner/Schmitt, § 337 Rn. 21, 33). 
1. Darstellungsmängel dürften nicht ersichtlich sein.  

2. Gesetzesanwendung: Das sachliche Recht ist verletzt, soweit eine auf den festgestellten Sachverhalt anzu-
wendende Norm nicht oder nicht richtig angewendet worden ist. Nach dem Bearbeitungsvermerk ist der Sachverhalt auf Grundlage 

der im Urteil getroffenen Feststellungen in materiell-rechtlicher Hinsicht umfassend zu prüfen.  

a) Tat vom 09.01.2020: Die Feststellungen dürften eine Verurteilung nicht tragen. 
aa) § 274 I Nr. 1 StGB (-): M dürfte sich nicht wegen Urkundenunterdrückung strafbar gemacht haben, indem 
er den an den Zeugen Panzer (P) gerichteten Bußgeldbescheid zunächst nicht weiterleitete. (1) Urkunde: Der 
Bußgeldbescheid dürfte eine Urkunde darstellen. Eine Urkunde ist eine verkörperte Erklärung (Perpetuierungs-

funktion), die ihrem gedanklichen Inhalt nach geeignet und bestimmt ist, über eine Tatsache außerhalb ihrer 
selbst im Rechtsverkehr Beweis zu erbringen (Beweisfunktion) und die aus sich selbst heraus ihren Aussteller 
erkennen lässt (Garantiefunktion), vgl. Fischer, StGB, 67. Aufl. 2020, § 267 Rn. 2, 11, 12 ff. Durch die schrift-
liche Fixierung war auf dem Zettel eine Erklärung der zuständigen Sachbearbeiterin, der Zeugin Schmitt (S), 
des Inhalts verkörpert, dass gegen P ein Bußgeldbescheid wegen des Vorfalls vom 26.11.2019 erlassen sei. 
Die Ausstellerin war erkennbar (vgl. § 37 III VwVfG NW). (2) „nicht gehören“: Die Urkunde dürfte M auch nicht 
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gehört haben. Dies ist der Fall, wenn der Täter kein Beweisführungsrecht an der Urkunde hat (vgl. Fischer, 
§ 274 Rn. 3). Beweisführungsberechtigt dürfte bei der für P bestimmten Ausfertigung des Bußgeldbescheids P 
gewesen sein. (3) Unterdrücken: M dürfte die Urkunde unterdrückt haben. Eine Unterdrückung ist gegeben, 
wenn die Urkunde der Benutzung des Berechtigten zu Beweiszwecken entzogen wird (Fischer, § 274 Rn. 6). 
Dies dürfte hier vorliegend dadurch erfolgt sein, dass M die Urkunde eingesteckt und sie erst im Mai 2020 an P 
übergeben hat. (4) Vorsatz: M dürfte vorsätzlich bzgl. der objektiven Tatbestandsmerkmale gehandelt haben 
(§ 15 StGB). (5) Nachteilszufügungsabsicht: M dürfte aber nicht in der Absicht gehandelt haben, einem an-

deren – vorliegend dem P oder der Stadt Euskirchen – einen Nachteil zuzufügen. Es genügt insoweit, dass 
der Täter weiß, dass er durch sein Handeln notwendig die Beweisführungsrechte des anderen beeinträchtigt, 
also dolus directus 2. Grades; auch muss der zu Benachteiligende nicht Eigentümer oder Verfügungsberechtig-
ter der Urkunde sein (vgl. Fischer, § 274 Rn. 9a). Es genügt aber nicht die Vereitelung des staatlichen Bußgeld-
anspruchs (BGH, Beschl. v. 15.07.2010, 4 StR 164/10, Rn. 7 – juris; Fischer, a.a.O.), denn dies dürfte kein 
Nachteil sein, der einem „anderen“ zugefügt wird (BGH, a.a.O.). A.A. gut vertretbar (vgl. Nachweise bei BGH, Beschl. v. 27.07.2012, 

1 StR 238/12, Rn. 8 – juris), z.B. mit dem Argument, es überzeuge nicht, insoweit den Beweisführungsnachteil nicht ausreichen zu lassen. Da M nach den 
Feststellungen die Übergabe des Bußgeldbescheids an P und die Aufdeckung des wahren Sachverhalts bereits 
zum Zeitpunkt der Tat fest vorhatte und nicht mit Nachteilen für diesen rechnete, dürfte eine Nachteilszufü-
gungsabsicht gegenüber P ausscheiden. Eine solche Absicht gegenüber der Staatskasse kommt nach dem 
oben Ausgeführten schon grds. nicht in Betracht, da nur der Bußgeldanspruch betroffen sein dürfte. 
bb) § 246 I StGB (-): Eine Unterschlagung des Bußgeldbescheids dürfte ausscheiden. Denn es dürfte an einem „Zueignen“ der Sache fehlen. Im schlichten zeitweisen 

Behalten der Sache mit Rückgabewillen und ohne Ableugnen des Besitzes oder (wertmindernden) Verbrauch dürfte kein nach außen als Manifestation eines Zueig-

nungswillens erscheinendes Verhalten liegen (vgl. dazu Fischer, § 246 Rn. 6 ff.). 

b) Tat vom 07.05.2020: Die Feststellungen dürften auch insoweit die Verurteilung des M nicht tragen.  
aa) §§ 164 II, 25 I Var. 2 StGB (-): M dürfte sich nicht wegen falscher Verdächtigung in mittelbarer Täter-

schaft strafbar gemacht haben, indem er B veranlasste, sich gegenüber S der Geschwindigkeitsübertretung zu 
bezichtigen. Mittelbare Täterschaft setzt voraus, dass der mittelbare Täter die Tatbestandsmerkmale nicht durch 
unmittelbar eigenes Handeln, sondern mittels eines „Werkzeugs“, des Tatmittlers, verwirklicht (Fischer, § 25 
Rn. 5). (1) Zuzurechnende Tat des Tatmittlers: B dürfte hier als Tatmittler grds. in Betracht kommen. Der 
Tatmittler, dessen sich der mittelbare Täter bedient, muss die Tatbestandsmerkmale verwirklicht haben, ohne 
dabei Allein- oder Mittäter zu sein, mithin grds. ein „Defizit“ aufweisen (vgl. Fischer, a.a.O.). Zu prüfen ist daher 
inzident die Strafbarkeit des B gem. § 164 II StGB. Diese dürfte bereits daran scheitern, dass B hier über sich 
selbst wahrheitswidrig Behauptungen aufgestellt hat und nicht „über einen anderen“. (2) Beherrschung durch 

M: M dürfte hier aber keine Tatherrschaft besessen haben. Für den mittelbaren Täter ergibt sich dessen Tat-
herrschaft regelmäßig aus seiner Wissens- oder Willensüberlegenheit gegenüber dem Tatmittler. Er instru-

mentalisiert den Tatmittler vorsätzlich durch Zwang, Täuschung oder auf andere Weise (vgl. Fischer, § 25 
Rn. 5 ff.). Hier dürfte die Selbstbezichtigung von B zwar im Interesse des M gelegen haben und er den Willen 
gehabt haben, die Tat zu beherrschen; da B die Sachlage hier voll überblickt und eigenverantwortlich gehandelt 
hat, dürfte die Tatherrschaft des Hintermanns aber dennoch zu verneinen sein (OLG Stuttgart, Beschl. v. 
07.04.2017, 1 Ws 42/17, Rn. 18-21 – juris). Die Argumentation des Gerichts, M habe durch die Möglichkeit, den 
wahren Sachverhalt jederzeit gegenüber S aufdecken können, den Geschehensablauf in der Hand gehalten, 
dürfte die Grenzen zur Unterlassensstrafbarkeit verwischen (vgl. OLG Stuttgart, a.a.O., Rn. 19). M hat gerade 
keine Garantenstellung für den staatlichen Sanktionsanspruch. Die vorliegende Konstellation dürfte auch keine 
wertende Zuschreibung von Tatherrschaft rechtfertigen. § 145d II Nr. 1 StGB dürfte nämlich die Wertentschei-
dung zu entnehmen sein, dass der Angriff auf die Rechtspflege mittels falscher Selbstbezichtigung nur beim 
Vortäuschen der Beteiligung an einer Straftat strafwürdig sei; auch § 258 I StGB stellt nur das Vereiteln des 
staatlichen Strafanspruchs unter Strafe (vgl. OLG Stuttgart, a.a.O., Rn. 17, 22). A.A. vertretbar (vgl. OLG Stuttgart, Urt. v. 

23.07.2015, 2 Ss 94/15 – juris). Es dürfte sich hier um eine anspruchsvolle Fragestellung handeln. Von den Prüflingen dürfte nur zu erwarten sein, sich unter Rückgriff 

auf das Grundwissen zur mittelbaren Täterschaft argumentativ mit den im Sachverhalt aufgeführten Argumenten auseinanderzusetzen.  

bb) § 164 II, 25 I Var. 1 StGB (-): Eine unmittelbare Täterschaft von M dürfte ausscheiden, da B die unmittelbaren Tathandlungen ausführt. 

cc) §§ 145d, 164 I, 258 StGB i.V.m. § 25 I Var. 2 StGB (-): Insoweit dürften bereits nur Straftaten (§ 11 I Nr. 5 StGB) bzw. Dienstpflichtverletzungen erfasst sein. 

Jedenfalls dürften die Bedenken hinsichtlich der mittelbaren Täterschaft entsprechend gelten. 

dd) Anstiftung/Beihilfe scheiden mangels teilnahmefähiger Haupttat aus (vgl.o.; OLG Stuttgart, Beschl. v. 07.04.2017, 1 Ws 42/17, Rn. 23 – juris).  

D. Zweckmäßigkeit/Antrag: Die Revision dürfte zulässig und wegen materiell-rechtlicher Fehler begründet 
sein. Der zu erwartende Freispruch erfolgt gem. § 354 I StPO unmittelbar durch das Revisionsgericht. Es dürfte 
daher folgender Revisionsantrag zu stellen sein: „Das Urteil des Amtsgerichts Euskirchen – Strafrichter – vom 
29.12.2020, 25 Ds 550 Js 1217/20 (254/20), wird mit den zugehörigen Feststellungen aufgehoben und der An-
geklagte freigesprochen.“ Im Zusammenhang mit der Formulierung des Antrags dürfte zu berücksichtigen sein, dass die Vorschrift des § 354 I StPO wohl 

nur besonders aufmerksamen Prüflingen bekannt sein dürfte.  
 


